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Forderung der Erwerbslosenberatungsstelle 2018

Beschlussvorschlag:

Der Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander Erwerbslosenberatungsstellen wird fir
das Haushaltsjahr 2018 ein kommunaler Zuschuss von 232.640 € gewahrt. Es ist
eine Leistungs- und Vergutungsvereinbarung abzuschliel3en. Haushaltsmittel sind im
Produktbereich 31.2 eingeplant.
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Sachverhalt:
56.10 Sch Westerstede, den 06.10.2017

Forderung der Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander Erwerbslosen-
beratungsstellen im Haushaltsjahr 2018

Die  Arbeitsgemeinschaft der Ammerlander  Erwerbslosenberatungsstellen
(Arbeitsinitiative im Ammerland, Arbeitsloseninitiative Rastede, Diakonisches Werk
Ammerland) nimmt seit 2005 im Rahmen des Optionsmodelles die Betreuung und
Eingliederung besonders schwer vermittelbarer Kunden wahr. Diese Aufgabe wird
durch Bundesmittel finanziert.

Parallel werden Menschen mit psychosozialen Problemen betreut. Hierbei handelt es
sich um eine Beratungstatigkeit die aufgrund der gesetzlichen Regelungen durch
Landkreismittel finanziert werden muss.

Im Rahmen der Beratungstétigkeit hat sich herausgestellt, dass es bei den gefiihrten
Gesprachen im Regelfall um psychosoziale Problematiken geht. Im Vordergrund
stehen die Themen Sucht, Schulden, Trennung, Krankheit (insbesondere psychische
Probleme), Rente, Erziehungsprobleme. Diese Entwicklung ist schon in den
vergangenen Jahren festzustellen. Viele Leistungsberechtigte befinden sich aufgrund
der oben beschriebenen Problematiken schon langjéahrig im Leistungsbezug, eine
Arbeitsaufnahme steht nicht mehr im Vordergrund. Bei diesen Leistungsberechtigten
geht es im wesentlichen um eine soziale und psychische Stabilisierung, die von den
drei Beratungsstellen geleistet wird.

Bisher wurden die drei Stellen je zur Halfte aus Bundesmitteln und aus kommunalen
Mitteln finanziert. Da die psychosoziale Beratung nach 8§ 16a SGB Il eine
ausschlie8lich kommunale Aufgabe ist, wird die Finanzierung der Stellen ab dem
Haushaltsjahr 2018 vollstandig vom Landkreis Ammerland tUbernommen. Diese
Umstellung entspricht den bereits vorhandenen Realitdten, eine weitere, auch
anteilige Finanzierung durch den Bund wurde einer Prifung nicht standhalten.

Die Arbeitsgemeinschaft beantragt fir das Haushaltsjahr 2018 eine Forderung in
Hohe von 232.650 €. Die Kostensteigerung (etwa 2.000 €) basiert ausschlieBlich auf
tarifichen Steigerungen bei den Personalausgaben fur die drei beschéaftigten
Beraterinnen.

Die Finanzierung der psychosozialen Beratung erfolgt als institutionelle Forderung.
Mit der Arbeitsgemeinschaft wird eine Leistungs- und Vergiutungsvereinbarung

abgeschlossen. Die bisherige Leistungs- und Vergutungsvereinbarung lauft zum
31.12.2017 aus.

Schiitte

BV/318/2017 Seite 2 von 2



	FLD_VONAME
	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt

